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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1983 Ausgegeben am 13. Dezember 1983 226. Stück
590. Bundesgesetz: 39. Novelle zum Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz

(NR: GP XVI IA 43/A AB 80 S. 16. Einspr. d. BR: 121 AB 139 S. 21. BR: 2737 AB
2747 S. 438.)

5 9 1 . Bundesgesetz: 8. Novelle zum Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz
(NR: GP XVI IA 44/A AB 82 S. 16. Einspr. d. BR: 123 AB 141 S. 21. BR: 2739 AB
2749 S. 438.)

592. Bundesgesetz: 7. Novelle zum Bauern-Sozialversicherungsgesetz
(NR: GP XVI IA 45/A AB 81 S. 16. Einspr. d. BR: 122 AB 140 S. 21. BR: 2738 AB
2748 S. 438.)

593. Bundesgesetz: 13. Novelle zum Beamten-Kranken-und Unfallversicherungsgesetz
(NR: GP XVI IA 46/A AB 83 S. 16. Einspr. d. BR: 124 AB 142 S. 21. BR: AB 2750
S. 438.)

590. Bundesgesetz vom 29. November 1983,
mit dem das Allgemeine Sozialversicherungs-
gesetz geändert wird (39. Novelle zum Allge-

meinen Sozialversicherungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz,

BGBl. Nr. 189/1955, in der Fassung der Bundesge-
setze BGBl. Nr. 266/1956, BGBl. Nr. 171/1957,
BGBl. Nr. 294/1957, BGBl. Nr. 157/1958, BGBl.
Nr. 293/1958, BGBl. Nr. 65/1959, BGBl. Nr.
290/1959, BGBl. Nr. 87/1960, BGBl. Nr.
168/1960, BGBl. Nr. 294/1960, BGBl. Nr.
13/1962, BGBl. Nr. 85/1963, BGBl. Nr. 184/1963,
BGBl. Nr. 253/1963, BGBl. Nr. 320/1963, BGBl.
Nr. 301/1964, BGBl. Nr. 81/1965, BGBl. Nr.
96/1965, BGBl. Nr. 220/1965, BGBl. Nr.
309/1965, BGBl. Nr. 168/1966, BGBl. Nr.
67/1967, BGBl. Nr. 201/1967, BGBl. Nr. 6/1968,
BGBl. Nr. 282/1968, BGBl. Nr. 17/1969, BGBl.
Nr. 446/1969, BGBl. Nr. 385/1970, BGBl. Nr.
373/1971, BGBl. Nr. 473/1971, BGBl. Nr.
162/1972, BGBl. Nr. 31/1973, BGBl. Nr. 23/1974,
BGBl. Nr. 775/1974, BGBl. Nr. 704/1976, BGBl.
Nr. 648/1977, BGBl. Nr. 280/1978, BGBl. Nr.
342/1978; BGBl. Nr. 458/1978, BGBl. Nr.
684/1978, BGBl. Nr. 530/1979, BGBl. Nr.
585/1980, BGBl. Nr. 282/1981, BGBl. Nr.
588/1981, BGBl. Nr. 544/1982, BGBl. Nr.
647/1982, BGBl. Nr. 121/1983, BGBl. Nr.
135/1983 und BGBl. Nr. 384/1983 wird in seinem
Ersten bis Dritten Teil geändert wie folgt:

1. a) Im § 49 Abs. 3 2 8 hat der Ausdruck „sowie
die Wohnungsbeihilfen auf Grund der besonderen
gesetzlichen Vorschriften" zu entfallen.

b) Im § 49 Abs. 5 dritter Satz hat der Ausdruck
„der besondere Beitrag nach dem Wohnungsbeihil-
fengesetz," zu entfallen.

2. § 51 a Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Für in der Pensionsversicherung pflichtversi-

cherte Personen ist für den Ausgleichsfonds der

Pensionsversicherungsträger ein Zusatzbeitrag in
der Pensionsversicherung im Ausmaß von 4,2 vH
der allgemeinen Beitragsgrundlage zu leisten. Von
diesem Zusatzbeitrag entfallen

1. auf den Versicherten 1,0 vH

2. auf dessen Dienstgeber 3,2 vH

der allgemeinen Beitragsgrundlage."

3. a) § 73 Abs. 3 letzter Satz hat zu lauten:

„Zum Pensionsaufwand zählen die Pensionen und
die Pensionssonderzahlungen einschließlich der
Zuschüsse und ausschließlich der Ausgleichszula-
gen."

b) § 73 Abs. 5 zweiter Satz hat zu lauten:

„Zu den Pensionen sowie zu den Pensionssonder-
zahlungen zählen auch die Zuschüsse und die Aus-
gleichszulagen."

4. § 80 Abs. 1 zweiter Satz hat zu lauten:

„Hiebei sind bei den Aufwendungen die Aus-
gleichszulagen, bei den Erträgen der Bundesbeitrag
und die Ersätze für Ausgleichszulagen außer
Betracht zu lassen."

5. Im § 86 Abs. 3 sind der dritte und vierte Satz
durch folgende Sätze zu ersetzen:

„Wird der Antrag auf die Pension erst nach Ablauf
dieser Frist gestellt, so fällt die Pension erst mit
dem Tag der Antragstellung an. Alle übrigen Pen-
sionen aus der Pensionsversicherung fallen mit dem
Stichtag an."

6. a) § 94 Abs. 1 und 2 haben zu lauten:

„(1) Wird neben einem Pensionsanspruch aus
der Pensionsversicherung mit Ausnahme der
Ansprüche auf Knappschaftspension und Knapp-
schaftssold sowie Waisenpension noch Erwerbsein-
kommen (Abs. 3 und 4) aus einer gleichzeitig aus-
geübten Erwerbstätigkeit erzielt, so ruht unbescha-
det des Abs. 2 der Grundbetrag mit dem Betrag, um
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den das im Monat gebührende Erwerbseinkommen
3200 S übersteigt, höchstens jedoch mit dem
Betrag, um den die Summe aus Pension und
Erwerbseinkommen im Monat den Betrag von
7000 S übersteigt. An die Stelle der Beträge von
3200 S und 7000 S treten ab 1. Jänner eines jeden
Jahres, erstmals ab 1. Jänner 1985, die unter
Bedachtnahme auf § 108 i mit der jeweiligen Richt-
zahl (§ 108 a Abs. 1) vervielfachten Beträge.

(2) Ist Abs. 1 auf einen Anspruch auf
a) Witwen-(Witwer-)pension anzuwenden,
b) Invaliditäts-(Berufsunfähigkeits-, Knapp-

schaftsvoll-)pension anzuwenden und wird
das Erwerbseinkommen aus einer Erwerbstä-
tigkeit erzielt, zu deren Ausübung der Versi-
cherte durch Maßnahmen der Rehabilitation
(§ 300 Abs. 1) befähigt wurde oder auf
Grund deren der Versicherte während des
Anspruches auf diese Pension, ohne daß ihm
Maßnahmen der Rehabilitation gewährt
worden sind, mindestens 36 Beitragsmonate
der Pflichtversicherung erworben hat,

so ruht der Grundbetrag der Witwen-(Witwer)-
pension bzw. der Invaliditäts-(Berufsunfähigkeits-,
Knappschaftsvoll-)pension mit dem Betrag, um den
das im Monat gebührende Erwerbseinkommen
5 959 S übersteigt, höchstens jedoch mit dem
Betrag, um den die Summe aus Pension und
Erwerbseinkommen im Monat den Betrag von
10 247 S übersteigt. An die Stelle der Beträge von
5 959 S und 10 247 S treten ab 1. Jänner eines jeden
Jahres, erstmals ab 1. Jänner 1985, die unter
Bedachtnahme auf § 108 i mit der jeweiligen Richt-
zahl (§ 108 a Abs. 1) vervielfachten Beträge."
Der bisherige Abs. 2 erhält die Bezeichnung Abs. 3.

b) Der bisherige § 94 Abs. 3 erhält die Bezeich-
nung Abs. 4 und hat zu lauten:

„(4) Hat der Pensionsberechtigte Anspruch auf
eine Beihilfe nach den besonderen Vorschriften
über den Familienlastenausgleich, sind vom
Erwerbseinkommen für jedes Kind, für das
Anspruch auf eine Beihilfe besteht, 1 534 S im vor-
aus abzusetzen. An die Stelle dieses Betrages tritt
ab 1. Jänner eines jeden Jahres, erstmals ab 1. Jän-
ner 1985, der unter Bedachtnahme auf § 108 i mit
der jeweiligen Richtzahl (§ 108 a Abs. 1) verviel-
fachte Betrag."
Der bisherige Abs. 4 erhält die Bezeichnung Abs. 5.

c) Der bisherige § 94 Abs. 5 wird aufgehoben.
d) § 94 Abs. 6 hat zu lauten:
„(6) Bei Anwendung der Abs. 1 und 2 sind meh-

rere Pensionsansprüche zu einer Einheit zusam-
menzufassen. Kämen für die Ermittlung des
Ruhensbetrages sowohl die im Abs. 1 als auch die
im Abs. 2 genannten Grenzbeträge in Betracht, so
sind die im Abs. 1 genannten Grenzbeträge maßge-
bend. Der Ruhensbetrag ist auf mehrere beteiligte
Pensionsansprüche nach der Höhe der Grundbe-
träge aufzuteilen."

7. § 96 hat zu lauten:

„Beginn und Ende des Ruhens von Renten- und
Pensionsansprüchen

§ 96. Das Ruhen von Renten- und Pensionsan-
sprüchen wird mit dem Tag des Eintritts des
Ruhensgrundes wirksam. Die Renten bzw. Pensio-
nen sind von dem Tag an wieder zu gewähren, mit
dem der Ruhensgrund weggefallen ist."

8. Im § 97 Abs. 2 zweiter Satz hat der Ausdruck
„oder eines Hilflosenzuschusses" zu entfallen.

9. § 105 Abs. 3 erster Satz hat zu lauten:
„Die Sonderzahlung gebührt in der Höhe der für
den Monat Mai beziehungsweise Oktober ausge-
zahlten Pension (Rente) einschließlich der
Zuschüsse und der Ausgleichszulage."

10. Im § 199 Abs. 3 ist der Ausdruck „§ 94
Abs. 2" durch den Ausdruck „§ 94 Abs. 3" zu erset-
zen.

Artikel II
Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz in der

im Artikel I Einleitung bezeichneten Fassung wird
in seinem Vierten bis Zehnten Teil geändert wie
folgt:

1. Im § 230 Abs. 2 lit. f ist der Ausdruck „der
§§ 261 a und 248 a" durch den Ausdruck „des
§ 248 a" zu ersetzen.

2. § 241 a wird aufgehoben.
3. § 251 a Abs. 7 Z 6 wird aufgehoben.
4. § 253 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Anspruch auf Alterspension hat der Versi-

cherte nach Vollendung des 65. Lebensjahres, die
Versicherte nach Vollendung des 60. Lebensjahres,
wenn die allgemeinen Voraussetzungen für den
Anspruch (§ 235) erfüllt sind und der (die) Versi-
cherte am Stichtag (§ 223 Abs. 2) weder in der Pen-
sionsversicherung nach diesem Bundesgesetz noch
nach dem Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz
noch nach dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz
pflichtversichert ist; eine Pflichtversicherung auf
Grund einer Beschäftigung als Hausbesorger im
Sinne des Hausbesorgergesetzes hat hiebei außer
Betracht zu bleiben."

4 a. § 253 a Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Die Pension nach Abs. 1 fällt mit dem Tag

weg, an dem der (die) Versicherte eine unselbstän-
dige oder selbständige Erwerbstätigkeit aufnimmt;
eine Erwerbstätigkeit, auf Grund deren ein
Erwerbseinkommen bezogen wird, das das nach § 5
Abs. 2 lit. c jeweils in Betracht kommende Monats-
einkommen nicht übersteigt, bleibt hiebei unbe-
rücksichtigt. Ist die Pension aus diesem Grund
weggefallen und endet die Erwerbstätigkeit, so lebt
die Pension auf die dem Träger der Pensionsversi-
cherung erstattete Anzeige über das Ende der
Erwerbstätigkeit im früher gewährten Ausmaß mit
dem dem Ende der Erwerbstätigkeit folgenden Tag
wieder auf."
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5. a) § 253 b Abs. 1 lit. c hat zu lauten:
„c) innerhalb der letzten 36 Kalendermonate vor

dem Stichtag 24 Beitragsmonate der Pflicht-
versicherung in der Pensionsversicherung
nachgewiesen sind oder die letzten zwölf
Versicherungsmonate vor dem Stichtag Bei-
tragsmonate der Pflichtversicherung oder
Ersatzmonate gemäß § 227 Z 5 bzw. Z 6 sind
und"

b) § 253 b Abs. 1 lit. d hat zu lauten:
„d) der (die) Versicherte am Stichtag (§ 223

Abs. 2) weder selbständig noch unselbständig
erwerbstätig ist; eine Erwerbstätigkeit, auf
Grund derer ein Erwerbseinkommen bezo-
gen wird, das das nach § 5 Abs. 2 lit. c jeweils
in Betracht kommende Monatseinkommen
nicht übersteigt, bleibt hiebei unberücksich-
tigt."

c) § 253 b Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Die Pension nach Abs. 1 fällt mit dem Tag

weg, an dem der (die) Versicherte eine unselbstän-
dige oder selbständige Erwerbstätigkeit aufnimmt;
eine Erwerbstätigkeit, auf Grund derer ein
Erwerbseinkommen bezogen wird, das das nach § 5
Abs. 2 lit. c jeweils in Betracht kommende Monats-
einkommen nicht übersteigt, bleibt hiebei unbe-
rücksichtigt. Ist die Pension aus diesem Grund
weggefallen und endet die Erwerbstätigkeit, so lebt
die Pension auf die dem Träger der Pensionsversi-
cherung erstattete Anzeige über das Ende der
Erwerbstätigkeit im früher gewährten Ausmaß mit
dem dem Ende der Erwerbstätigkeit folgenden Tag
wieder auf."

d) § 253 b Abs. 3 und 4 werden aufgehoben.

5 a. § 255 Abs. 4 hat zu lauten:
„(4) Der Versicherte gilt auch als invalid, wenn

er
a) das 55. Lebensjahr vollendet hat,
b) am Stichtag 180 für die Bemessung der Lei-

stung zu berücksichtigende Versicherungs-
monate erworben hat,

c) in mindestens der Hälfte der Beitragsmonate
nach diesem Bundesgesetz während der letz-
ten 15 Jahre vor dem Stichtag (§ 223 Abs. 2)
eine gleiche oder gleichartige Tätigkeit aus-
geübt hat und

d) infolge seines körperlichen oder geistigen
Zustandes nicht mehr imstande ist, durch
diese Tätigkeit (lit. c) wenigstens die Hälfte
des Entgeltes zu erwerben, das ein körperlich
und geistig gesunder Versicherter regelmä-
ßig durch eine solche Tätigkeit zu erzielen
pflegt."

6. § 261 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die Leistungen aus den Versicherungsfällen
des Alters und die Invaliditätspension bestehen aus
dem Grundbetrag und dem Steigerungsbetrag, bei

Vorliegen einer Höherversicherung auch aus dem
besonderen Steigerungsbetrag nach § 248 Abs. 1."

7. § 261 a und § 261 b werden aufgehoben.

8. § 264 Abs. 1 lit. c hat zu lauten:
„c) Anspruch auf eine Invaliditäts-(Alters-)pen-

sion und nach deren Anfall weitere Beitrags-
zeiten der Pflichtversicherung nach diesem
Bundesgesetz, dem Gewerblichen Sozialver-
sicherungsgesetz oder dem Bauern-Sozial-
versicherungsgesetz erworben hatte, 60 vH
der Invaliditäts-(Alters-)pensibn; hiebei ist
das Ausmaß der in der Invaliditäts-(Alters)-
pension berücksichtigten Steigerungsbe-
träge um die auf diese Beitragszeiten entfal-
lenden Steigerungsbeträge zu erhöhen, und
zwar bis zum Höchstausmaß von 540 Versi-
cherungsmonaten."

9. Im § 270 haben die Worte „die erhöhte Alters-
pension," zu entfallen.

9 a. Dem § 273 ist ein Abs. 3 mit folgendem
Wortlaut anzufügen:

„(3) Der Versicherte gilt auch als berufsunfähig,
wenn er

a) das 55. Lebensjahr vollendet hat,
b) am Stichtag 180 für die Bemessung der Lei-

stung zu berücksichtigende Versicherungs-
monate erworben hat;

c) in mindestens der Hälfte der Beitragsmonate
nach diesem Bundesgesetz während der letz-
ten 15 Jahre vor dem Stichtag (§ 223 Abs. 2)
eine gleiche oder gleichartige Tätigkeit aus-
geübt hat und

d) infolge seines körperlichen oder geistigen
Zustandes nicht mehr imstande ist, durch
diese Tätigkeit (lit. c) wenigstens die Hälfte
des Entgeltes zu erwerben, das ein körperlich
und geistig gesunder Versicherter regelmä-
ßig durch eine solche Tätigkeit zu erzielen
pflegt."

10. § 276 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Anspruch auf Knappschaftsalterspension hat

der Versicherte nach Vollendung des 65. Lebens-
jahres, die Versicherte nach Vollendung des
60. Lebensjahres, wenn die allgemeinen Vorausset-
zungen für den Anspruch (§ 235) erfüllt sind und
der (die) Versicherte am Stichtag (§ 223 Abs. 2)
weder in der Pensionsversicherung nach diesem
Bundesgesetz noch nach dem Gewerblichen Sozial-
versicherungsgesetz noch nach dem Bauern-Sozial-
versicherungsgesetz pflichtversichert ist; eine
Pflichtversicherung auf Grund einer Beschäftigung
als Hausbesorger im Sinne des Hausbesorgergeset-
zes hat hiebei außer Betracht zu bleiben."

10 a. § 276 a Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Die Pension nach Abs. 1 fällt mit dem Tag

weg, an dem der (die) Versicherte eine unselbstän-
dige oder selbständige Erwerbstätigkeit aufnimmt;
eine Erwerbstätigkeit, auf Grund derer ein
Erwerbseinkommen bezogen wird, das das nach § 5
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Abs. 2 lit. c jeweils in Betracht kommende Monats-
einkommen nicht übersteigt, bleibt hiebei unbe-
rücksichtigt. Ist die Pension aus diesem Grund
weggefallen und endet die Erwerbstätigkeit, so lebt
die Pension auf die dem Träger der Pensionsversi-
cherung erstattete Anzeige über das Ende der
Erwerbstätigkeit im früher gewährten Ausmaß mit
dem dem Ende der Erwerbstätigkeit folgenden Tag
wieder auf."

11. a) § 276 b Abs. 1 lit. c hat zu lauten:
„c) innerhalb der letzten 36 Kalendermonate vor

dem Stichtag 24 Beitragsmonate der Pflicht-
versicherung in der Pensionsversicherung
nachgewiesen sind oder die letzten zwölf
Versicherungsmonate vor dem Stichtag Bei-
tragsmonate der Pflichtversicherung oder
Ersatzmonate gemäß § 227 Z 5 bzw. Z 6 sind
und"

b) § 276 b Abs. 1 lit. d hat zu lauten:
„d) der (die) Versicherte am Stichtag (§ 223

Abs. 2) weder selbständig noch unselbständig
erwerbstätig ist; eine Erwerbstätigkeit, auf
Grund derer ein Erwerbseinkommen bezo-
gen wird, das das nach § 5 Abs. 2 lit. c jeweils
in Betracht kommende Monatseinkommen
nicht übersteigt, bleibt hiebei unberücksich-
tigt."

c) § 276 b Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Pension nach Abs. 1 fällt mit dem Tag
weg, an dem der (die) Versicherte eine unselbstän-
dige oder selbständige Erwerbstätigkeit aufnimmt;
eine Erwerbstätigkeit, auf Grund derer ein
Erwerbseinkommen bezogen wird, das das nach § 5
Abs. 2 lit. c jeweils in Betracht kommende Monats-
einkommen nicht übersteigt, bleibt hiebei unbe-
rücksichtigt. Ist die Pension aus diesem Grund
weggefallen und endet die Erwerbstätigkeit, so lebt
die Pension auf die dem Träger der Pensionsversi-
cherung erstattete Anzeige über das Ende der
Erwerbstätigkeit im früher gewährten Ausmaß mit
dem dem Ende der Erwerbstätigkeit folgenden Tag
wieder auf."

d) § 276 b Abs. 3 und 4 werden aufgehoben.
12. § 284 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die Leistungen aus den Versicherungsfällen
des Alters mit Ausnahme des Knappschaftssoldes
und die Knappschaftsvollpension bestehen aus dem
Grundbetrag und dem Steigerungsbetrag, bei Vor-
liegen einer Höherversicherung auch aus dem
besonderen Steigerungsbetrag nach § 248 Abs. 1
und ferner bei Vorliegen wesentlich bergmänni-
scher Tätigkeit aus dem Leistungszuschlag nach
Abs. 6."

13. § 284 a und § 284 b werden aufgehoben.
14. a) Im § 292 Abs. 4 lit. a hat der Ausdruck

„die Wohnungsbeihilfen nach dem Bundesgesetz
vom 21. September 1951, BGBl. Nr. 229," zu ent-
fallen.

b) § 292 Abs. 13 hat zu lauten:

„(13) Die gemäß Abs. 8 bis 12 errechneten
monatlichen Einkommensbeträge sind bei der erst-
maligen Ermittlung mit dem Produkt der seit
1. Jänner 1974 festgesetzten Anpassungsfaktoren
(§ 108 f) unter Bedachtnahme auf § 108 i zu ver-
vielfachen. In diesem Produkt der Anpassungsfak-
toren ist jedoch für das Kalenderjahr 1983 der fest-
gesetzte Anpassungsfaktor außer acht zu lassen und
für das Kalenderjahr 1984 nur der um 0,5 erhöhte
halbe für dieses Kalenderjahr festgesetzte Anpas-
sungsfaktor zu berücksichtigen. An die Stelle der so
ermittelten Beträge treten ab 1. Jänner eines jeden
Jahres die unter Bedachtnahme auf § 108 i mit dem
jeweiligen Anpassungsfaktor (§ 108 f) vervielfach-
ten Beträge."

15. § 296 Abs. 2 dritter Satz hat zu lauten:
„Wird die Ausgleichszulage erst nach dem Zeit-
punkt der Erfüllung der Voraussetzungen bean-
tragt, so gebührt sie frühestens ab dem Beginn des
vor dem Tag der Antragstellung liegenden vollen
Kalendermonates."

16. Im § 306 Abs. 4 ist der Ausdruck „§ 94
Abs. 2" durch den Ausdruck „§ 94 Abs. 3" zu erset-
zen.

17. Im § 307 f ist der Ausdruck „§94 Abs. 4"
durch den Ausdruck „§ 94 Abs. 5" zu ersetzen.

18. a) Im § 447 g Abs. 1 erster Satz haben die
Worte „nach diesem Bundesgesetz" zu entfallen.

b) § 447 g Abs. 5 hat zu lauten:

„(5) Der Hauptverband hat für jedes Geschäfts-
jahr von den Erträgen an Zusatzbeiträgen (Abs. 2
lit. a) zunächst insgesamt 5 vH an die Sozialversi-
cherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft und
an die Sozialversicherungsanstalt der Bauern, beide
Anstalten als Träger der Pensionsversicherung, zu
überweisen. Die verbleibenden Erträge nach Abs. 2
sind den Trägern der Pensionsversicherung nach
diesem Bundesgesetz zu überweisen. Die Überwei-
sung an die Träger der Pensionsversicherung nach
diesem Bundesgesetz bzw. an die Sozialversiche-
rungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft und die
Sozialversicherungsanstalt der Bauern hat nach
Aufteilungsschlüsseln zu erfolgen, die nach Abs. 8
festzusetzen sind."

c) Im § 447 g Abs. 6 erster Satz sind die Worte
„nach dem Aufteilungsschlüssel" durch die Worte
„nach den Aufteilungsschlüsseln" zu ersetzen.

d) § 447 g Abs. 7 hat zu lauten:

„(7) Bei der Ermittlung des Bundesbeitrages
nach § 80 dieses Bundesgesetzes, nach § 34 Abs. 2
des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes bzw.
nach § 31 Abs. 4 des Bauern-Sozialversicherungs-
gesetzes gelten die Überweisungen nach Abs. 5 als
Erträge."

e) § 447 g Abs. 8 hat zu lauten:
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„(8) Die Aufteilungsschlüssel nach Abs. 5 sind
jährlich — getrennt für die Träger der Pensionsver-
sicherung nach diesem Bundesgesetz bzw. nach
dem Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz und
dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz — durch
Verordnung des Bundesministers für soziale Ver-
waltung festzusetzen. Bei der Festsetzung der Auf-
teilungsschlüssel ist auf das Verhältnis zwischen
den Aufwendungen und den Erträgen (ohne Über-
weisungen nach Abs. 5) des zweitvorangegangenen
Geschäftsjahres bei den einzelnen Pensionsversi-
cherungsträgern Bedacht zu nehmen. Hiebei sind
die Bestimmungen des § 80 Abs. 1 zweiter Satz die-
ses Bundesgesetzes, des § 34 Abs. 2 zweiter Satz
des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes bzw.
des § 31 Abs. 4 zweiter Satz des Bauern-Sozialver-
sicherungsgesetzes entsprechend anzuwenden. Die
Aufteilungsschlüssel sind auf eine Dezimalstelle zu
runden."

19. Im § 522 f Abs. 9 lit. a hat der Ausdruck
„bzw. des Zuschlages gemäß § 261 a bzw. § 284 a"
zu entfallen.

20. § 543 Abs. 6 Z 5 wird aufgehoben.

Artikel III

Übergangsbestimmungen

(1) Die Bestimmungen der §§ 86 Abs. 3, 253
Abs. 1, 253 b Abs. 1, 255 Abs. 4, 261 Abs. 1, 264
Abs. 1 lit. c, 270, 273 Abs. 3, 276 Abs. 1, 276 b
Abs. 1 und 284 Abs. 1 des Allgemeinen Sozialversi-
cherungsgesetzes in der Fassung des Art. I Z 5 und
Art. II Z 4, 5, 5 a, 6, 8, 9, 9 a, 10, 11 und 12 sind
nur auf Versicherungsfälle anzuwenden, in denen
der Stichtag nach dem 31. Dezember 1983 liegt.
Die Bestimmung des § 264 Abs. 1 lit. c des Allge-
meinen Sozialversicherungsgesetzes in der am
31. Dezember 1983 in Geltung gestandenen Fas-
sung ist auch auf Hinterbliebenenpensionen anzu-
wenden, für die der Stichtag nach dem 31. Dezem-
ber 1983 liegt, wenn diese von einer Alterspension
bemessen werden, deren Stichtag vor dem 1. Jänner
1984 liegt.

(2) Die Bestimmungen der §§ 94 Abs. 5, 253 b
Abs. 4 und 276 b Abs. 4 des Allgemeinen Sozialver-
sicherungsgesetzes in der am 31. Dezember 1983 in
Geltung gestandenen Fassung sind für vor dem
1. Jänner 1984 gelegene Zeiten des Zusammentref-
fens eines Pensionsanspruches aus der Pensionsver-
sicherung mit Erwerbseinkommen mit der Maß-
gabe weiterhin entsprechend anzuwenden, daß die
Durchführung eines Jahresausgleiches von Amts
wegen bis 31. Dezember 1985 möglich ist.

(3) Die Bestimmungen der §§ 97 Abs. 2 und 296
Abs. 2 des Allgemeinen Sozialversicherungsgeset-
zes in der Fassung des Art. I Z 8 bzw. Art. II Z 15

sind nur anzuwenden, wenn die Antragstellung
nach dem 31. Dezember 1983 erfolgt ist.

(4) Die Bestimmungen der §§ 241 a, 251 a Abs. 7
Z 6, 261 b, 270 und 284 b des Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetzes in der am 31. Dezem-
ber 1983 in Geltung gestandenen Fassung sind auf
Versicherungsfälle anzuwenden, in denen der
Stichtag zwar nach dem 31. Dezember 1983 liegt,
der Zeitpunkt der Erreichung des Anfallsalters für
die Alterspension bzw. die Knappschaftsalterspen-
sion gemäß § 253 bzw. § 276 des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes aber vor dem
31. Dezember 1983 liegt. Der Pensionsaufschub
endet in diesen Fällen spätestens am 31. Dezem-
ber 1983.

(5) Für Beitragsmonate der Pflichtversicherung
in der Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetz, dem Gewerblichen
Sozialversicherungsgesetz, oder dem Bauern-
Sozialversicherungsgesetz,

a) die während des Bestandes eines Anspruches
auf Alterspension nach § 253 Abs. 1 bzw. auf
Knappschaftsalterspension gemäß § 276
Abs. 1 des Allgemeinen Sozialversicherungs-
gesetzes und

b) die bis zum 31. Dezember 1983 erworben
worden sind,

sind die Bestimmungen der §§ 261 a und 284 a des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes in der am
31. Dezember 1983 in Geltung gestandenen Fas-
sung entsprechend anzuwenden. Ein durch das
Außerkrafttreten dieser Zuschlagsregelung entste-
hender Rest von weniger als 12 Beitragsmonaten ist
hiebei anteilsmäßig zu berücksichtigen.

(6) Die Bestimmungen des § 292 Abs. 13 des All-
gemeinen Sozialversicherungsgesetzes in der Fas-
sung des Art. II Z 14 lit. b sind nur auf Versiche-
rungsfälle anzuwenden, in denen der Stichtag der
Pension, zu der die Ausgleichszulage gewährt wer-
den soll, nach dem 31. Dezember 1983 liegt. Sie
gelten nicht für Hinterbliebenenpensionen, deren
Stichtag zwar nach dem 31. Dezember 1983 liegt,
die aber nach einer Pension anfallen, deren Stich-
tag vor dem 1. Jänner 1984 gelegen ist.

(7) Soweit nach Abs. 6 die Bestimmungen des
§ 292 Abs. 13 des Allgemeinen Sozialversicherungs-
gesetzes in der Fassung des Art. II Z 14 lit. b nicht
anzuwenden sind, ist eine Vervielfachung der Ein-
kommensbeträge unter Bedachtnahme auf § 108 i
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes für
das Kalenderjahr 1984 nur mit dem um 0,5 erhöh-
ten halben für dieses Kalenderjahr festgesetzten
Anpassungsfaktor vorzunehmen.

(8) Der Aufnahme einer selbständigen oder
unselbständigen Erwerbstätigkeit im Sinne der
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§§ 253 a Abs. 2, 253 b Abs. 2, 276 a Abs. 2 bzw.
276 b Abs. 2 des Allgemeinen Sozialversicherungs-
gesetzes in der Fassung des Art. II Z 4 a, 5 lit. c,
10 a und 11 lit. c ist ab 1. Jänner 1984 eine vor die-
sem Zeitpunkt aufgenommene Erwerbstätigkeit,
sofern sie über den 31. Dezember 1983 andauert,
gleichzusetzen.

Artikel IV

Besondere Übergangsbestimmungen im Zusammen-
hang mit der Aufhebung des Bundesgesetzes über

Wohnungsbeihilfen

(1) In den Fällen, in denen am 31. Dezem-
ber 1983 nach den in diesem Zeitpunkt in Geltung
gestandenen Vorschriften Wohnungsbeihilfe zu
einer bis zu diesem Zeitpunkt beantragten laufen-
den Geldleistung aus der nach dem Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetz geregelten Krankenver-
sicherung gebührt hat, ist diese Geldleistung ab
1. Jänner 1984 für die weitere Dauer des Anspru-
ches um den Betrag von 1 S täglich zu erhöhen.

(2) In den Fällen, in denen am 31. Dezem-
ber 1983 nach den in diesem Zeitpunkt in Geltung
gestandenen Vorschriften Wohnungsbeihilfe zu
einer Rente aus der Unfallversicherung, die nach
§ 512 a des Allgemeinen Sozialversicherungsgeset-
zes die Krankenversicherung begründet, gebührt
hat, ist diese Leistung ab 1. Jänner 1984 für die wei-
tere Dauer des Anspruches nach der Vervielfa-
chung mit dem Anpassungsfaktor 1984 um den
Betrag von 30 S monatlich zu erhöhen. Dieser
Betrag gilt als Rentenbestandteil.

(3) In den Fällen, in denen am 31. Dezem-
ber 1983 nach den in diesem Zeitpunkt in Geltung
gestandenen Vorschriften Wohnungsbeihilfe zu
einer laufenden Waisenpension aus der nach dem
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz geregelten
Pensionsversicherung gebührt hat, ist diese Pension
ab 1. Jänner 1984 für die weitere Dauer des
Anspruches um den Betrag von 30 S monatlich zu
erhöhen. Dieser Erhöhungsbetrag gilt als Pensions-
bestandteil; er ist aber bei der Anwendung des
§ 292 Abs. 1 bis 3 des Allgemeinen Sozialversiche-
rungsgesetzes außer Betracht zu lassen.

(4) Bei der Ermittlung des Beitrages des Bundes
gemäß § 80 Abs. 1 des Allgemeinen Sozialversiche-
rungsgesetzes ist bei den Erträgen für das
Geschäftsjahr 1984 ein Betrag von 342 Millionen
Schilling und für das Geschäftsjahr 1985 ein Betrag
von 380 Millionen Schilling außer Betracht zu las-
sen. Die Aufteilung dieser außer Betracht zu lassen-
den Beträge auf die einzelnen Pensionsversiche-
rungsträger hat nach dem im § 447 g Abs. 5 des All-
gemeinen Sozialversicherungsgesetzes für das
jeweilige Geschäftsjahr geltenden Schlüssel zu

erfolgen. Diese außer Betracht zu lassenden
Beträge sind der Liquiditätsreserve nach § 444 a des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes zuzufüh-
ren.

(5) Bei der Ermittlung des Beitrages des Bundes
gemäß § 34 Abs. 2 des Gewerblichen Sozialversi-
cherungsgesetzes bzw. § 31 Abs. 4 des Bauern-
Sozialversicherungsgesetzes ist bei den Erträgen für
das Geschäftsjahr 1984 ein Betrag von 18 Millionen
Schilling und für das Geschäftsjahr 1985 ein Betrag
von 20 Millionen Schilling außer Betracht zu las-
sen. Die Aufteilung dieser außer Betracht zu lassen-
den Beträge auf die Sozialversicherungsanstalt der
gewerblichen Wirtschaft und die Sozialversiche-
rungsanstalt der Bauern hat nach dem im § 447 g
Abs. 5 des Allgemeinen Sozialversicherungsgeset-
zes für das jeweilige Geschäftsjahr geltenden
Schlüssel zu erfolgen. Die außer Betracht zu lassen-
den Beträge sind der Liquiditätsreserve nach § 217
des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes bzw.
§ 205 des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes
zuzuführen.

(6) Die am 1. Jänner 1984 in Geltung stehenden
Richtsätze nach § 293 Abs. 1 lit. a und b des Allge-
meinen Sozialversicherungsgesetzes sind um 30 S
zu erhöhen. Die sich daraus ergebende Erhöhung
der Ausgleichszulage ist von Amts wegen festzu-
stellen. Eine Neufeststellung der Ausgleichszulage
wird hiedurch nicht bewirkt.

(7) Die Erhöhung der Pensionen — ausgenom-
men Waisenpensionen — infolge der ab 1. Jän-
ner 1984 vorzunehmenden Vervielfachung mit dem
für 1984 festgesetzten Anpassungsfaktor (§ 108 h
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes) hat
bei Pensionen, zu denen am 31. Dezember 1983
nach den in diesem Zeitpunkt in Geltung gestande-
nen Vorschriften Wohnungsbeihilfe gebührt, min-
destens 31 S zu betragen.

(8) Abweichend von der Bestimmung des § 10
Abs. 1 Z 1 erster Satz zweiter Halbsatz des Notar-
versicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 66/1972, sind bei
Einkünften aus unselbständiger Tätigkeit Abferti-
gungen, Beihilfen auf Grund der besonderen
gesetzlichen Vorschriften über den Familienlasten-
ausgleich und Auslagenersätze (zB Fahrtkostenver-
gütungen, Tages- und Nächtigungsgelder), soweit
diese die tatsächlichen Aufwendungen oder die
jeweils nicht einkommensteuerpflichtigen Pauschal-
beträge nicht übersteigen, ausgenommen.

Artikel V

Schlußbestimmungen

(1) Die Träger der Krankenversicherung, soweit
sie zur Durchführung der Krankenversicherung
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nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz
gemäß § 26 des Allgemeinen Sozialversicherungs-
gesetzes sachlich zuständig sind, haben am
20. April 1984 und am 20. September 1984 je
1,5 vH der Summe ihrer Erträge an Beiträgen des
Geschäftsjahres 1983 an den Ausgleichsfonds der
Pensionsversicherungsträger (§ 447 g des Allgemei-
nen Sozialversicherungsgesetzes) zu überweisen.
Ferner haben sie am 20. September 1984 einen
Ergänzungsbetrag in einer solchen Höhe zu über-
weisen, daß die gesamten Überweisungen den
Betrag von 1 300 Millionen Schilling erreichen.
Der auf die einzelnen Träger der Krankenversiche-
rung entfallende Ergänzungsbetrag ist nach einem
Schlüssel zu ermitteln, der vom Hauptverband der
österreichischen Sozialversicherungsträger unter
Bedachtnahme auf die von den einzelnen Trägern
der Krankenversicherung in den Geschäftsjah-
ren 1982 und 1983 erzielten Mehrerträge festzuset-
zen ist. Die einzelnen Träger der Krankenversiche-
rung haben für das Geschäftsjahr 1983 eine Rück-
lage in der Höhe von 1,5 vH der Summe ihrer
Erträge an Beiträgen dieses Geschäftsjahres zu bil-
den. Aus dieser Rücklage ist die am 20. April 1984
fällige Überweisung zu bestreiten.

(2) Die Allgemeine Unfallversicherungsanstalt
hat an den Ausgleichsfonds der Pensionsversiche-
rungsträger (§ 447 g des Allgemeinen Sozialversi-
cherungsgesetzes) 150 Millionen Schilling am
20. April 1984 und 250 Millionen Schilling am
20. September 1984 zu überweisen.

(3) Der Beitrag des Bundes zum Ausgleichsfonds
der Krankenversicherungsträger (§ 447 a Abs. 3 des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes) ist für
das Geschäftsjahr 1984 nicht zu leisten.

(4) Abweichend von den Bestimmungen des § 80
Abs. 1 erster Satz des Allgemeinen Sozialversiche-
rungsgesetzes leistet der Bund in der Pensionsversi-
cherung für das Geschäftsjahr 1984 einen Beitrag
in der Höhe des Betrages, um den 100,5 vH der
Aufwendungen die Erträge übersteigen.

(5) Die Träger der nach dem Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetz geregelten Pensionsver-
sicherung haben Zuführungen an die Liquiditätsre-
serve nach § 444 a des Allgemeinen Sozialversiche-
rungsgesetzes für das Geschäftsjahr 1984 nur im
Sinne des Art. IV Abs. 4 vorzunehmen.

(6) Die Sozialversicherungsanstalt der gewerbli-
chen Wirtschaft und die Sozialversicherungsanstalt
der Bauern als Träger der Pensionsversicherung
haben Zuführungen an die Liquiditätsreserve nach
§ 217 des Gewerblichen Sozialversicherungsgeset-
zes bzw. § 205 des Bauern-Sozialversicherungsge-
setzes für das Geschäftsjahr 1984 nur im Sinne des
Art. IV Abs. 5 vorzunehmen.

(7) Der Hauptverband der österreichischen
Sozialversicherungsträger hat aus dem Vermögen
des Erstattungsfonds gemäß § 15 des Entgeltfort-
zahlungsgesetzes, BGBl. Nr. 399/1974, an den
Ausgleichsfonds der Pensionsversicherungsträger
(§ 447 g des Allgemeinen Sozialversicherungsgeset-
zes) 200 Millionen Schilling am 20. April 1984 und
300 Millionen Schilling am 20. September 1984 zu
überweisen.

(8) Die am 31. Dezember 1983 in Geltung
gestandenen Beträge des § 94 Abs. 1 und 3 des All-
gemeinen Sozialversicherungsgesetzes sind mit der
für das Kalenderjahr 1984 kundgemachten Richt-
zahl nicht zu vervielfachen.

Artikel VI

Abgeltungsbetrag für Erhöhungen der Energieko-
sten

(1) Personen, die in den Monaten Februar 1984
bzw. November 1984 eine Ausgleichszulage zu
einer Pension aus der Pensionsversicherung nach
dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz, dem
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz oder dem
Bauern-Sozialversicherungsgesetz beziehen, ge-
bührt in den genannten Monaten zur Pension eine
Abgeltung für Erhöhungen der Energiekosten. Der
Abgeltungsbetrag beträgt im Februar 1984
600 Schilling und im November 1984 400 Schilling.
Haben beide Ehegatten Anspruch auf eine Pension
mit Ausgleichszulage und leben sie im gemeinsa-
men Haushalt, so gebührt der Abgeltungsbetrag
nur zur höheren Pension. Haben Bezieher einer
Witwen-(Witwer-)pension und von 'Waisenpensio-
nen Anspruch auf Ausgleichszulage und leben sie
im gemeinsamen Haushalt, so gebührt der Abgel-
tungsbetrag nur zur Witwen-(Witwer-)pension.

(2) Der Abgeltungsbetrag ist zu im Monat
Februar 1984 bzw. November 1984 laufenden Pen-
sionen, in diesen Monaten, sonst zugleich mit der
Aufnahme der laufenden Pensionszahlung flüssig
zu machen. Die Abgeltungsbeträge nach Abs. 1 gel-
ten für Zwecke der Bemessung des Bundesbeitrages
als Aufwand.

(3) Ein schriftlicher Bescheid ist nur im Falle der
Ablehnung und auch dann nur auf Begehren des
Berechtigten zu erteilen.

(4) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 3 gelten
entsprechend auch für Bezieher

a) einer vom Einkommen abhängigen Leistung
nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz
1957, dem Heeresversorgungsgesetz oder
dem Opferfürsorgegesetz;

b) einer Kleinrente nach dem Kleinrentnerge-
setz.
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(5) Der Abgeltungsbetrag hat bei der Ermittlung
des Nettoeinkommens (§ 292 Abs. 3 des Allgemei-
nen Sozialversicherungsgesetzes, § 149 Abs. 3 des
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes, § 140
Abs. 3 des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes)
außer Betracht zu bleiben.

Artikel VII
Das Entgeltfortzahlungsgesetz, BGBl.

Nr. 399/1974, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 775/1974, 621/1977, 664/1978,
581/1980, 596/1981 und 647/1982 wird geändert
wie folgt:

1. § 8 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 664/1978 bleibt in Geltung.

2. § 8 Abs. 7 hat zu lauten:

„(7) Übersteigt die Summe der allgemeinen Bei-
tragsgrundlage im Sinne des § 44 des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes der beschäftigten
Arbeiter, Angestellten und Lehrlinge das 180fache
des im § 45 Abs. 1 lit. b des Allgemeinen Sozialversi-
cherungsgesetzes bezeichneten Betrages in dem
dem Eintritt der Arbeitsunfähigkeit des Arbeitneh-
mers, für den die Leistung des Erstattungsbetrages
beantragt wird, zweitvorangegangenen Kalender-
monat, so haben die Träger der Krankenversiche-
rung dem Arbeitgeber, abweichend von Abs. 1, ins-
gesamt nur 80 vH des gemäß Abs. 1 lit. a fortge-
zahlten Entgelts zu erstatten."

3. Im § 13 Abs. 3 erster Satz ist der Ausdruck
„3 vH" durch den Ausdruck „2,8 vH" zu ersetzen.

Artikel VIII

Inkrafttreten

(1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit im folgen-
den nichts anderes bestimmt wird, mit 1. Jän-
ner 1984 in Kraft.

(2) Es treten in Kraft:
a) mit dem Beginn des Beitragszeitraumes Jän-

ner 1984 Art. I Z 1 und 2 und Art. VII Z 3;
b) mit dem 1. April 1984 Art. I Z 6 lit. a, b

und d und 10 und Art. II Z 16 und 17.
(3) Die Bestimmungen des Art. II Z 5 lit. a und

Z 11 lit. a treten mit Ablauf des 31. Dezember 1986
mit der Maßgabe außer Kraft, daß sie auf Lei-
stungsansprüche, die bis zu diesem Zeitpunkt ent-
standen sind, weiterhin anzuwenden sind.

Artikel IX

Vollziehung
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist

der Bundesminister für soziale Verwaltung betraut.

Kirchschläger

Sinowatz

5 9 1 . Bundesgesetz vom 29. November 1983,
mit dem das Gewerbliche Sozialversicherungs-
gesetz geändert wird (8. Novelle zum Gewerb-

lichen Sozialversicherungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz,

BGBl. Nr. 560/1978, in der Fassung der Bundesge-
setze BGBl. Nr. 684/1978, BGBl. Nr. 531/1979,
BGBl. Nr. 586/1980, BGBl. Nr. 283/1981, BGBl.
Nr. 589/1981, BGBl. Nr. 359/1982, BGBl. Nr.
648/1982 und BGBl. Nr. 384/1983 wird geändert
wie folgt:

1. § 25 Abs. 8 lit. a hat zu lauten:
„a) von jener Beitragsgrundlage auszugehen ist,

die sich unter Berücksichtigung der Pension,
einschließlich der Zuschüsse und der Aus-
gleichszulage ergäbe, und daß"

2. Im § 27 Abs. 1 Z 2 ist der Ausdruck „11,0 v.
H." durch den Ausdruck „12,0 vH" zu ersetzen.

3. a) § 29 Abs. 1 letzter Satz hat zu lauten:
„Zum Pensionsaufwand zählen die Pensionen und
die Pensionssonderzahlungen einschließlich der
Zuschüsse und ausschließlich der Ausgleichszula-
gen."

b) § 29 Abs. 2 zweiter Satz hat zu lauten:
„Zu den Pensionen sowie zu den Pensionssonder-
zahlungen zählen auch die Zuschüsse und die Aus-
gleichszulagen."

4. § 32 Abs. 2 letzter Satz hat zu lauten:
„Hiebei ist bei pflichtversicherten Pensionisten (§ 3
Abs. 1) von einem Beitrag auszugehen, der sich bei
Anwendung des für Pflichtversicherte geltenden
Beitragshundertsatzes auf die Pension einschließ-
lich der Zuschüsse und Ausgleichszulagen ergäbe."

4 a. § 36 hat zu entfallen.

5. a) § 50 Abs. 2 erster Satz hat zu lauten:
„Der Anpassung gemäß Abs. 1 ist die Pension
zugrunde zu legen, auf die nach den am
31. Dezember des vorangegangenen Jahres in Gel-
tung gestandenen Vorschriften Anspruch bestand,
jedoch mit Ausnahme der Kinderzuschüsse, des
Hilflosenzuschusses und der Ausgleichszulage und
vor Anwendung von Ruhensbestimmungen."

b) § 50 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Zu der gemäß Abs. 1 und 2 gebührenden
Pension treten im Sinne der Abs. 1 und 2 angepaßte
Kinderzuschüsse, der Hilflosenzuschuß und die
Ausgleichszulage nach den hiefür geltenden Vor-
schriften."

6. § 55 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Hinterbliebenenpensionen mit Ausnahme
solcher nach einem Pensionsempfänger fallen mit
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Erfüllung der Anspruchsvoraussetzungen an, wenn
der Antrag binnen sechs Monaten nach Erfüllung
der Voraussetzungen gestellt wird; diese Antrags-
frist beginnt bei Waisenpensionsberechtigten, die
erst nach dem Eintritt des Versicherungsfalles
geboren werden, mit dem Tag der Geburt. Hinter-
bliebenenpensionen nach einem Pensionsempfänger
fallen unter der gleichen Voraussetzung mit dem
dem Versicherungsfall folgenden Monatsersten an.
Alle übrigen Pensionen fallen mit dem Stichtag
an."

7. a) § 60 Abs. 1 und 2 haben zu lauten:

„(1) Wird neben einem Pensionsanspruch aus
der Pensionsversicherung nach diesem Bundesge-
setz mit Ausnahme des Anspruches auf Waisenpen-
sion noch Erwerbseinkommen (Abs. 3 und 4) aus
einer gleichzeitig ausgeübten Erwerbstätigkeit, die
nicht die Pflichtversicherung nach diesem Bundes-
gesetz begründet, erzielt, so ruht unbeschadet des
Abs. 2 der Grundbetrag mit dem Betrag, um den
das im Monat gebührende Erwerbseinkommen
3200 S übersteigt, höchstens jedoch mit dem
Betrag, um den die Summe aus Pension und
Erwerbseinkommen im Monat den Betrag von
7000 S übersteigt. An die Stelle der Beträge von
3200 S und 7000 S treten ab 1. Jänner eines jeden
Jahres, erstmals ab 1. Jänner 1985, die unter
Bedachtnahme auf § 51 mit der jeweiligen Richt-
zahl (§ 47) vervielfachten Beträge.

(2) Ist Abs. 1 auf einen Anspruch auf
a) Witwen-(Witwer-)pension anzuwenden,
b) Erwerbsunfähigkeitspension anzuwenden

und wird das Erwerbseinkommen aus einer
Erwerbstätigkeit erzielt, zu deren Ausübung
der Versicherte durch Maßnahmen der
Rehabilitation (§ 157 Abs. 1) befähigt wurde
oder auf Grund deren der Versicherte wäh-
rend des Anspruches auf diese Pension, ohne
daß ihm Maßnahmen der Rehabilitation
gewährt worden sind, mindestens 36 Bei-
tragsmonate der Pflichtversicherung in einer
Pensionsversicherung erworben hat,

so ruht der Grundbetrag der Witwen-(Witwer)-
pension bzw. der Erwerbsunfähigkeitspension mit
dem Betrag, um den das im Monat gebührende
Erwerbseinkommen 5 959 S übersteigt, höchstens
jedoch mit dem Betrag, um den die Summe aus
Pension und Erwerbseinkommen im Monat den
Betrag von 10 247 S übersteigt. An die Stelle der
Beträge von 5 959 S und 10 247 S treten ab 1. Jän-
ner eines jeden Jahres, erstmals ab 1. Jänner 1985,
die unter Bedachtnahme auf § 51 mit der jeweiligen
Richtzahl (§ 47) vervielfachten Beträge."

Der bisherige Abs. 2 erhält die Bezeichnung
Abs. 3.

b) Der bisherige § 60 Abs. 3 erhält die Bezeich-
nung Abs. 4 und hat zu lauten:

„(4) Hat der Pensionsberechtigte Anspruch auf
eine Beihilfe nach den besonderen Vorschriften

über den Familienlastenausgleich, sind vom
Erwerbseinkommen für jedes Kind, für das
Anspruch auf eine Beihilfe besteht, 1 534 S im vor-
aus abzusetzen. An die Stelle dieses Betrages tritt
ab 1. Jänner eines jeden Jahres, erstmals ab 1. Jän-
ner 1985, der unter Bedachtnahme auf § 51 mit der
jeweiligen Richtzahl (§ 47) vervielfachte Betrag."

Der bisherige Abs. 4 erhält die Bezeichnung
Abs. 5.

c) Der bisherige § 60 Abs. 5 wird aufgehoben.
d) § 60 Abs. 6 hat zu lauten:
„(6) Mehrere Pensionsansprüche sind zu einer

Einheit zusammenzufassen. Kämen für die Ermitt-
lung des Ruhensbetrages sowohl die im Abs. 1 als
auch die im Abs. 2 genannten Grenzbeträge in
Betracht, so sind die im Abs. 1 genannten Grenzbe-
träge maßgebend. Der Ruhensbetrag ist auf meh-
rere beteiligte Pensionsansprüche nach der Höhe
der Grundbeträge aufzuteilen."

8. § 63 hat zu lauten:

„Beginn und Ende des Ruhens von Pensionsansprü-
chen

§ 63. Das Ruhen von Pensionsansprüchen wird
mit dem Tag des Eintritts des Ruhensgrundes wirk-
sam. Die Pensionen sind von dem Tag an wieder zu
gewähren, mit dem der Ruhensgrund weggefallen
ist."

9. Im § 64 Abs. 1 zweiter Satz hat der Ausdruck
„oder eines Hilflosenzuschusses" zu entfallen.

10. § 66 Abs. 3 erster Satz hat zu lauten:
„Der Hilflosenzuschuß, die nicht auf Geldleistun-
gen gerichteten Ansprüche sowie die Anwartschaf-
ten nach diesem Bundesgesetz können nicht ge-
pfändet werden."

11. § 71 Abs. 4 wird aufgehoben.
12. § 118 Abs. 2 lit. e wird aufgehoben.
13. § 130 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Anspruch auf Alterspension hat der Versi-

cherte nach Vollendung des 65. Lebensjahres, die
Versicherte nach Vollendung des 60. Lebensjahres,
wenn die Wartezeit (§ 120) erfüllt ist, der (die)
Versicherte am Stichtag (§ 113 Abs. 2) weder in der
Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetz noch nach dem Bauern-
Sozialversicherungsgesetz pflichtversichert ist und
die für den Versicherten in Betracht kommende
weitere Anspruchsvoraussetzung gemäß Abs. 2
zutrifft. Eine Pflichtversicherung auf Grund einer
Beschäftigung als Hausbesorger im Sinne des
Hausbesorgergesetzes hat hiebei außer Betracht zu
bleiben."

14. a) § 131 Abs. 1 lit. c hat zu lauten:
„c) innerhalb der letzten 36 Kalendermonate vor

dem Stichtag (§ 113 Abs. 2) 24 Beitragsmo-
nate der Pflichtversicherung in der Pensions-
versicherung nachgewiesen sind oder die
letzten zwölf Versicherungsmonate vor dem
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Stichtag Beitragsmonate der Pflichtversiche-
rung oder Ersatzmonate gemäß § 227 Z 5
bzw. Z 6 des Allgemeinen Sozialversiche-
rungsgesetzes sind und"

b) Dem § 131 Abs. 1 lit. d ist folgendes anzufü-
gen:
„Eine Erwerbstätigkeit, auf Grund deren ein
Erwerbseinkommen bezogen wird, das das nach § 5
Abs. 2 lit. c des Allgemeinen Sozialversicherungsge-
setzes jeweils in Betracht kommende Monatsein-
kommen nicht übersteigt, bleibt hiebei unberück-
sichtigt."

c) § 131 Abs. 1 vorletzter und letzter Satz haben
zu entfallen.

d) § 131 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Die Pension gemäß Abs. 1 fällt mit dem Tag

weg, an dem der (die) Versicherte eine unselbstän-
dige oder selbständige Erwerbstätigkeit aufnimmt;
eine Erwerbstätigkeit, auf Grund derer ein
Erwerbseinkommen bezogen wird, das das nach § 5
Abs. 2 lit. c des Allgemeinen Sozialversicherungsge-
setzes jeweils in Betracht kommende Monatsein-
kommen nicht übersteigt, bleibt hiebei unberück-
sichtigt. Ist die Pension aus diesem Grund wegge-
fallen und endet die Erwerbstätigkeit, so lebt die
Pension auf die dem Versicherungsträger erstattete
Anzeige über das Ende der Erwerbstätigkeit im frü-
her gewährten Ausmaß mit dem dem Ende der
Erwerbstätigkeit folgenden Tag wieder auf."

e) § 131 Abs. 3 wird aufgehoben.
15. a) § 139 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Die Alters-(Erwerbsunfähigkeits-)pension

besteht aus dem Grundbetrag und dem Steige-
rungsbetrag, bei Vorliegen einer Höherversiche-
rung auch aus dem besonderen Steigerungsbetrag
gemäß § 141 Abs. 1."

b) § 139 Abs. 5 wird aufgehoben.
16. § 140 wird aufgehoben.

17. a) § 145 Abs. 1 lit. c hat zu lauten:
„c) Anspruch auf Erwerbsunfähigkeits-(Alters)-

pension und nach deren Anfall weitere Bei-
tragszeiten der Pflichtversicherung nach die-
sem Bundesgesetz, dem Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetz oder dem Bauern-
Sozialversicherungsgesetz erworben hatte,
60 vH der Erwerbsunfähigkeits-(Alters-)pen-
sion; hiebei ist das Ausmaß der in der
Erwerbsunfähigkeits-(Alters-)pension be-
rücksichtigten Steigerungsbeträge um die
auf diese Beitragszeiten entfallenden Steige-
rungsbeträge zu erhöhen, und zwar bis zum
Höchstausmaß von 540 Versicherungsmona-
ten."

b) § 145 Abs. 1 zweiter Satz hat zu lauten:
„Bei der Bemessung der Witwen-(Witwer-)pension
haben Kinderzuschüsse und Hilflosenzuschuß
außer Ansatz zu bleiben."

c) § 145 Abs. 4 wird aufgehoben.

18. § 147 zweiter Satz hat zu lauten:
„Ein zur Witwen-(Witwer-)pension gebührender
Hilflosenzuschuß hat hiebei außer Ansatz zu blei-
ben."

19. § 148 erster Satz zweiter Halbsatz hat zu lau-
ten:
„allfällige Hilflosenzuschüsse haben hiebei außer
Ansatz zu bleiben."

20. a) Im § 149 Abs. 4 lit. a hat der Ausdruck
„die Wohnungsbeihilfen nach dem Bundesgesetz
vom 21. September 1951, BGBl. Nr. 229," zu ent-
fallen.

b) § 149 Abs. 4 lit. m wird aufgehoben.
c) § 149 Abs. 12 hat zu lauten:
„(12) Die gemäß Abs. 7 bis 11 errechneten

monatlichen Einkommensbeträge sind bei der erst-
maligen Ermittlung mit dem Produkt der seit
1. Jänner 1974 festgesetzten Anpassungsfaktoren
(§ 47) unter Bedachtnahme auf § 51 zu vervielfa-
chen. In diesem Produkt der Anpassungsfaktoren
ist jedoch für das Kalenderjahr 1983 der festge-
setzte Anpassungsfaktor außer acht zu lassen und
für das Kalenderjahr 1984 nur der um 0,5 erhöhte
halbe für dieses Kalenderjahr festgesetzte Anpas-
sungsfaktor zu berücksichtigen. An die Stelle der so
ermittelten Beträge treten ab 1. Jänner eines jeden
Jahres die unter Bedachtnahme auf § 51 mit dem
jeweiligen Anpassungsfaktor (§ 47) vervielfachten
Beträge."

21. § 153 Abs. 2 dritter Satz hat zu lauten:
„Wird die Ausgleichszulage erst nach dem Zeit-
punkt der Erfüllung der Voraussetzungen bean-
tragt, so gebührt sie frühestens ab dem Beginn des
vor dem Tag der Antragstellung liegenden vollen
Kalendermonates."

22. Im §164 Abs. 4 ist der Ausdruck „§60
Abs. 2" durch den Ausdruck „§ 60 Abs. 3" zu erset-
zen.

23. Im § 171 letzter Satz ist der Ausdruck „§ 60
Abs. 4" durch den Ausdruck „§ 60 Abs. 5" zu erset-
zen.

24. § 185 Abs. 3 erster Satz hat zu lauten:
„Wird ein Pensionsberechtigter auf Kosten eines
Trägers der Sozialhilfe in einem Alters-(Siechen)-
heim oder Fürsorgeerziehungsheim, einer Heil-
und Pflegeanstalt für Nerven- und Geisteskranke,
einer Trinkerheilstätte oder einer ähnlichen Ein-
richtung verpflegt, so geht für die Zeit dieser
Anstaltspflege der Anspruch auf Pension (ein-
schließlich allfälliger Zulagen und Zuschläge) bis
zur Höhe der Pflegegebühren, höchstens jedoch bis
zu 80 vH, wenn der Pensionsberechtigte auf Grund
einer gesetzlichen Verpflichtung für den Unterhalt
eines Angehörigen zu sorgen hat, bis zu 50 vH die-
ses Anspruches auf den Träger der Sozialhilfe
über."
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25. § 237 hat zu lauten:

„Bundesbeitrag

§ 237. Abweichend von den Bestimmungen des
§ 34 Abs. 2 leistet der Bund für das Geschäfts-
jahr 1984 einen Beitrag in der Höhe des Betrages,
um den 100,5 vH der Aufwendungen die Erträge
übersteigen."

Artikel II

Übergangsbestimmungen

(1) Die Bestimmungen der §§55 Abs. 2, 130
Abs. 1, 131 Abs. 1, 139 Abs. 1 und 145 Abs. 1 lit. c
des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes in
der Fassung des Art. I Z 6, 13, 14, 15 lit. a und 17
lit. a sind nur auf Versicherungsfälle anzuwenden,
in denen der Stichtag nach dem 31. Dezember 1983
liegt. Die Bestimmung des § 145 Abs. 1 lit. c des
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes in der
am 31. Dezember 1983 in Geltung gestandenen
Fassung ist auch auf Hinterbliebenenpensionen
anzuwenden, für die der Stichtag nach dem
31. Dezember 1983 liegt, wenn diese von einer
Alterspension bemessen werden, deren Stichtag vor
dem 1. Jänner 1984 liegt.

(2) Die Bestimmungen der §§ 60 Abs. 5 und 131
Abs. 3 des Gewerblichen Sozialversicherungsgeset-
zes in der am 31. Dezember 1983 in Geltung
gestandenen Fassung sind für vor dem 1. Jän-
ner 1984 gelegene Zeiten des Zusammentreffens
eines Pensionsanspruches aus der Pensionsversiche-
rung mit Erwerbseinkommen mit der Maßgabe
weiterhin entsprechend anzuwenden, daß die
Durchführung eines Jahresausgleiches von Amts
wegen bis 31. Dezember 1985 möglich ist.

(3) Die Bestimmungen der §§ 64 Abs. 1 und 153
Abs. 2 des Gewerblichen Sozialversicherungsgeset-
zes in der Fassung des Art. I Z 9 und 21 sind nur
anzuwenden, wenn die Antragstellung nach dem
31. Dezember 1983 erfolgt ist.

(4) Ist durch eine rückwirkende Zuerkennung
oder Erhöhung einer Leistung aus einer Pensions-
versicherung ein Überbezug an Zuschlägen gemäß
§ 139 Abs. 5 bzw. § 145 Abs. 4 des Gewerblichen
Sozialversicherungsgesetzes in der am 31. Dezem-
ber 1983 in Geltung gestandenen Fassung entstan-
den, so ist dieser Überbezug gegen die Pensions-
nachzahlung aufzurechnen. Dies gilt auch dann,
wenn Anspruchsberechtigter auf die Pensionsnach-
zahlung der (die) im gemeinsamen Haushalt
lebende Ehegatte (Ehegattin) ist.

(5) Für Beitragsmonate der Pflichtversicherung
in der Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetz, dem Gewerblichen
Sozialversicherungsgesetz oder dem Bauern-
Sozialversicherungsgesetz,

a) die während des Bestandes eines Anspruches
auf Alterspension nach § 130 Abs. 1 des
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes
und

b) die bis zum 31. Dezember 1983 erworben
worden sind,

ist die Bestimmung des § 140 des Gewerblichen
Sozialversicherungsgesetzes in der am 31. Dezem-
ber 1983 in Geltung gestandenen Fassung entspre-
chend anzuwenden. Ein durch das Außerkrafttre-
ten dieser Zuschlagsregelung entstehender Rest von
weniger als 12 Beitragsmonaten ist hiebei anteils-
mäßig zu berücksichtigen.

(6) Die Bestimmungen des § 149 Abs. 12 des
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes in der
Fassung des Art. I Z 20 lit. c sind nur auf Versiche-
rungsfälle anzuwenden, in denen der Stichtag der
Pension, zu der die Ausgleichzulage gewährt wer-
den soll, nach dem 31. Dezember 1983 liegt. Sie
gelten nicht für Hinterbliebenenpensionen, deren
Stichtag zwar nach dem 31. Dezember 1983 liegt,
die aber nach einer Pension anfallen, deren Stich-
tag vor dem 1. Jänner 1984 gelegen ist.

(7) Soweit nach Abs. 6 die Bestimmungen des
§ 149 Abs. 12 des Gewerblichen Sozialversiche-
rungsgesetzes in der Fassung des Art. I Z 20 lit. c
nicht anzuwenden sind, ist eine Vervielfachung der
Einkommensbeträge unter Bedachtnahme auf § 51
des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes für
das Kalenderjahr 1984 nur mit dem um 0,5 erhöh-
ten halben für dieses Kalenderjahr festgesetzten
Anpassungsfaktor vorzunehmen.

(8) Soweit es sich um Anspruchsberechtigungen
und Leistungsverpflichtungen handelt, die nach
dem 31. Dezember 1983 für Zeiträume festgestellt
werden, die vor dem 1. Jänner 1984 liegen, sind für
diese Zeiträume die im Art. I Z 1, 3 bis 5, 10, 11, 15
lit. b, 17 lit. b und c, 18, 19, 20 lit. a und b und 24
genannten Bestimmungen der §§ 25 Abs. 8 lit. a, 29
Abs. 1 und 2, 32 Abs. 2, 50 Abs. 2 und 3, 66 Abs. 3,
71 Abs. 4, 139 Abs. 5, 145 Abs. 1 zweiter Satz und
Abs. 4, 147, 148, 149 Abs. 4 lit. a und lit. m und 185
Abs. 3 des Gewerblichen Sozialversicherungsgeset-
zes in der vor dem 1. Jänner 1984 in Geltung
gestandenen Fassung anzuwenden.

(9) Der Aufnahme einer selbständigen oder
unselbständigen Erwerbstätigkeit im Sinne des
§ 131 Abs. 2 des Gewerblichen Sozialversicherungs-
gesetzes in der Fassung des Art. I Z 14 lit. d ist ab
1. Jänner 1984 eine vor diesem Zeitpunkt aufge-
nommene Erwerbstätigkeit, sofern sie über den
31. Dezember 1983 andauert, gleichzusetzen.

Artike l III

Schlußbestimmungen

(1) Die am 1. Jänner 1984 in Geltung stehenden
Richtsätze nach §150 Abs. 1 lit. a und b des
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Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes sind um
30 S zu erhöhen. Die sich daraus ergebende Erhö-
hung der Ausgleichszulage ist von Amts wegen fest-
zustellen. Eine Neufeststellung der Ausgleichszu-
lage wird hiedurch nicht bewirkt.

(2) Die am 31. Dezember 1983 in Geltung
gestandenen Beträge des § 60 Abs. 1 und 3 des
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes sind mit
der für das Kalenderjahr 1984 kundgemachten
Richtzahl nicht zu vervielfachen.

Artikel IV

Inkrafttreten

(1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit im folgen-
den nichts anderes bestimmt wird, mit 1. Jän-
ner 1984 in Kraft.

(2) Die Bestimmungen des Art. I Z 7 lit. a, b und
d, 22 und 23 treten mit 1. April 1984 in Kraft.

(3) Die Bestimmung des Art. I Z 14 lit. a (§ 131
Abs. 1 lit. c des Gewerblichen Sozialversicherungs-
gesetzes) tritt mit Ablauf des 31. Dezember 1986
mit der Maßgabe außer Kraft, daß sie auf Lei-
stungsansprüche, die bis zu diesem Zeitpunkt ent-
standen sind, weiterhin anzuwenden ist.

Artikel V

Vollziehung
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist

der Bundesminister für soziale Verwaltung betraut.

Kirchschläger

Sinowatz

5 9 2 . Bundesgesetz vom 29. November 1983,
mit dem das Bauern-Sozialversicherungsgesetz
geändert wird (7. Novelle zum Bauern-Sozial-

versicherungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Bauern-Sozialversicherungsgesetz, BGBl.

Nr. 559/1978, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 684/1978, BGBl. Nr. 532/1979, BGBl.
Nr. 587/1980, BGBl. Nr. 284/1981, BGBl. Nr.
590/1981, BGBl. Nr. 649/1982 und BGBl. Nr.
384/1983 wird geändert wie folgt:

1. Im §24 Abs. 2 ist der Ausdruck „11,0 vH"
durch den Ausdruck „12,0 vH" zu ersetzen.

2. a) § 26 Abs. 1 letzter Satz hat zu lauten:
„Zum Pensionsaufwand zählen die Pensionen und
Pensionssonderzahlungen einschließlich der
Zuschüsse und ausschließlich der Ausgleichszula-
gen."

b) § 26 Abs. 2 zweiter Satz hat zu lauten:
„Zu den Pensionen sowie zu den Pensionssonder-
zahlungen zählen auch die Zuschüsse und die Aus-
gleichszulagen."

3. a) § 46 Abs. 2 erster Satz hat zu lauten:
„Der Anpassung gemäß Abs. 1 ist die Pension
zugrunde zu legen, auf die nach den am
31. Dezember des vorangegangenen Jahres in Gel-
tung gestandenen Vorschriften Anspruch bestand,
jedoch mit Ausnahme der Kinderzuschüsse, des
Hilflosenzuschusses und der Ausgleichszulage und
vor Anwendung von Ruhensbestimmungen."

b) § 46 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Zu der gemäß Abs. 1 und 2 gebührenden
Pension treten im Sinne des Abs. 1 und 2 angepaßte
Kinderzuschüsse, der Hilflosenzuschuß und die
Ausgleichszulage nach den hiefür geltenden Vor-
schriften."

4. § 51 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Hinterbliebenenpensionen mit Ausnahme
solcher nach einem Pensionsempfänger fallen mit
Erfüllung der Anspruchsvoraussetzungen an, wenn
der Antrag binnen sechs Monaten nach Erfüllung
der Voraussetzungen gestellt wird; diese Antrags-
frist beginnt bei Waisenpensionsberechtigten, die
erst nach dem Eintritt des Versicherungsfalles
geboren werden, mit dem Tag der Geburt. Hinter-
bliebenenpensionen nach einem Pensionsempfänger
fallen unter der gleichen Voraussetzung mit dem
dem Versicherungsfall folgenden Monatsersten an.
Alle übrigen Pensionen fallen mit dem Stichtag
an."

5. a) § 56 Abs. 1 und 2 haben zu lauten:

„(1) Wird neben einem Pensionsanspruch aus
der Pensionsversicherung nach diesem Bundesge-
setz mit Ausnahme des Anspruches auf Waisenpen-
sion noch Erwerbseinkommen (Abs. 3 und 4) aus
einer gleichzeitig ausgeübten Erwerbstätigkeit, die
nicht die Pflichtversicherung nach diesem Bundes-
gesetz begründet, erzielt, so ruht unbeschadet des
Abs. 2 der Grundbetrag mit dem Betrag, um den
das im Monat gebührende Erwerbseinkommen
3200 S übersteigt, höchstens jedoch mit dem
Betrag, um den die Summe aus Pension und
Erwerbseinkommen im Monat den Betrag von
7000 S übersteigt. An die Stelle der Beträge von
3200 S und 7000 S treten ab 1. Jänner eines jeden
Jahres, erstmals ab 1. Jänner 1985, die unter
Bedachtnahme auf § 47 mit der jeweiligen Richt-
zahl (§ 45) vervielfachten Beträge.
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(2) Ist Abs. 1 auf einen Anspruch auf
a) Witwen(Witwer)pension anzuwenden,
b) Erwerbsunfähigkeitspension anzuwenden

und wird das Erwerbseinkommen aus einer
Erwerbstätigkeit erzielt, zu deren Ausübung
der Versicherte durch Maßnahmen der
Rehabilitation (§ 149 Abs. 1) befähigt wurde
oder aufgrund deren der Versicherte wäh-
rend des Anspruches auf diese Pension, ohne
daß ihm Maßnahmen der Rehabilitation
gewährt worden sind, mindestens 36 Bei-
tragsmonate der Pflichtversicherung in einer
Pensionsversicherung erworben hat,

so ruht der Grundbetrag der Witwen(Witwer)pen-
sion bzw. der Erwerbsunfähigkeitspension mit dem
Betrag, um den das im Monat gebührende
Erwerbseinkommen 5 959 S übersteigt, höchstens
jedoch mit dem Betrag, um den die Summe aus
Pension und Erwerbseinkommen im Monat den
Betrag von 10 247 S übersteigt. An die Stelle der
Beträge von 5 959 S und 10 247 S treten ab 1. Jän-
ner eines jeden Jahres, erstmals ab 1. Jänner 1985,
die unter Bedachtnahme auf § 47 mit der jeweiligen
Richtzahl (§ 45) vervielfachten Beträge."
Der bisherige Abs. 2 erhält die Bezeichnung Abs. 3.

b) Der bisherige § 56 Abs. 3 erhält die Bezeich-
nung Abs. 4 und hat zu lauten:

„(4) Hat der Pensionsberechtigte Anspruch auf
eine Beihilfe nach den besonderen Vorschriften
über den Familienlastenausgleich, sind vom
Erwerbseinkommen für jedes Kind, für das
Anspruch auf eine Beihilfe besteht, 1 534 S im vor-
aus abzusetzen. An die Stelle dieses Betrages tritt
ab 1. Jänner eines jeden Jahres, erstmals ab 1. Jän-
ner 1985, der unter Bedachtnahme auf § 47 mit der
jeweiligen Richtzahl (§ 45) vervielfachte Betrag."
Der bisherige Abs. 4 erhält die Bezeichnung Abs. 5.

c) Der bisherige § 56 Abs. 5 wird aufgehoben.
d) § 56 Abs. 6 hat zu lauten:

„(6) Mehrere Pensionsansprüche sind zu einer
Einheit zusammenzufassen. Kämen für die Ermitt-
lung des Ruhensbetrages sowohl die im Abs. 1 als
auch die im Abs. 2 genannten Grenzbeträge in
Betracht, so sind die im Abs. 1 genannten Grenzbe-
träge maßgebend. Der Ruhensbetrag ist auf meh-
rere beteiligte Pensionsansprüche nach der Höhe
der Grundbeträge aufzuteilen."

6. § 59 hat zu lauten:

„Beginn und Ende des Ruhens von Pensionsansprü-
chen

§ 59. Das Ruhen von Pensionsansprüchen wird
mit dem Tag des Eintritts des Ruhensgrundes wirk-
sam. Die Pensionen sind von dem Tag an wieder zu
gewähren, mit dem der Ruhensgrund weggefallen
ist."

7. Im § 60 Abs. 1 zweiter Satz hat der Ausdruck
„oder eines Hilflosenzuschusses" zu entfallen.

8. § 62 Abs. 3 erster Satz hat zu lauten:
„Der Hilflosenzuschuß, die nicht auf Geldleistun-
gen gerichteten Ansprüche sowie die Anwartschaf-
ten nach diesem Bundesgesetz können nicht ge-
pfändet werden."

9. § 67 Abs. 4 wird aufgehoben.
10. § 109 Abs. 2 lit. e wird aufgehoben.
11. § 121 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Anspruch auf Alterspension hat der Versi-

cherte nach Vollendung des 65. Lebensjahres, die
Versicherte nach Vollendung des 60. Lebensjahres,
wenn die Wartezeit (§ 111) erfüllt ist, der (die)
Versicherte am Stichtag (§ 104 Abs. 2) weder in der
Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetz noch nach dem Gewerb-
lichen Sozialversicherungsgesetz pflichtversichert
ist und die für den Versicherten in Betracht kom-
mende weitere Anspruchsvoraussetzung gemäß
Abs. 2 zutrifft. Eine Pflichtversicherung aufgrund
einer Beschäftigung als Hausbesorger im Sinne des
Hausbesorgergesetzes hat hiebei außer Betracht zu
bleiben."

12. a) § 122 Abs. 1 lit. c hat zu lauten:
„c) innerhalb der letzten 36 Kalendermonate vor

dem Stichtag 24 Beitragsmonate der Pflicht-
versicherung in der Pensionsversicherung
nachgewiesen sind oder die letzten zwölf
Versicherungsmonate vor dem Stichtag Bei-
tragsmonate der Pflichtversicherung oder
Ersatzmonate gemäß § 227 Z 5 bzw. Z 6 des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes
sind und"

b) Dem § 122 Abs. 1 lit. d ist folgendes anzufü-
gen:
„Eine Erwerbstätigkeit, aufgrund deren ein
Erwerbseinkommen bezogen wird, das das nach § 5
Abs. 2 lit. c des Allgemeinen Sozialversicherungsge-
setzes jeweils in Betracht kommende Monatsein-
kommen nicht übersteigt, bleibt hiebei unberück-
sichtigt."

c) § 122 Abs. 1 vorletzter und letzter Satz haben
zu entfallen.

d) § 122 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Die Pension gemäß Abs. 1 fällt mit dem Tag

weg, an dem der (die) Versicherte eine unselbstän-
dige oder selbständige Erwerbstätigkeit aufnimmt;
eine Erwerbstätigkeit, aufgrund derer ein Erwerbs-
einkommen bezogen wird, das das nach § 5 Abs. 2
lit. c des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes
jeweils in Betracht kommende Monatseinkommen
nicht übersteigt, bleibt hiebei unberücksichtigt. Ist
die Pension aus diesem Grund weggefallen und
endet die Erwerbstätigkeit, so lebt die Pension auf
die dem Versicherungsträger erstattete Anzeige
über das Ende der Erwerbstätigkeit im früher
gewährten Ausmaß mit dem dem Ende der Er-
werbstätigkeit folgenden Tag wieder auf."

e) § 122 Abs. 3 wird aufgehoben.
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13. a) § 130 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die Alters(Erwerbsunfähigkeits)pension
besteht aus dem Grundbetrag und dem Steige-
rungsbetrag, bei Vorliegen einer Höherversiche-
rung auch aus dem besonderen Steigerungsbetrag
gemäß §132 Abs. 1."

b) § 130 Abs. 5 wird aufgehoben.

14. § 131 wird aufgehoben.

15. a) § 136 Abs. 1 lit. c hat zu lauten:
„c) Anspruch auf Erwerbsunfähig-

keits(Alters)pension und nach deren Anfall
weitere Beitragszeiten der Pflichtversiche-
rung nach diesem Bundesgesetz, dem Allge-
meinen Sozialversicherungsgesetz oder dem
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz
erworben hatte, 60 vH der Erwerbsunfähig-
keits(Alters)pension; hiebei ist das Ausmaß
der in der Erwerbsunfähigkeits(Alters)pen-
sion berücksichtigten Steigerungsbeträge um
die auf diese Beitragszeiten entfallenden
Steigerungsbeträge zu erhöhen, und zwar bis
zum Höchstausmaß von 540 Versicherungs-
monaten."

b) § 136 Abs. 1 zweiter Satz hat zu lauten:
„Bei der Bemessung der Witwen(Witwer)pension
haben Kinderzuschüsse und Hilflosenzuschuß
außer Ansatz zu bleiben."

c) § 136 Abs. 4 wird aufgehoben.

16. § 138 zweiter Satz hat zu lauten:
„Ein zur Witwen(Witwer)pension gebührender
Hilflosenzuschuß hat hiebei außer Ansatz zu blei-
ben."

17. § 139 erster Satz zweiter Halbsatz hat zu lau-
ten:
„allfällige Hilflosenzuschüsse haben hiebei außer
Ansatz zu bleiben."

18. a) Im § 140 Abs. 4 lit. a hat der Ausdruck
„die Wohnungsbeihilfen nach dem Bundesgesetz
vom 21. September 1951, BGBl. Nr. 229," zu ent-
fallen.

b) § 140 Abs. 4 lit. m wird aufgehoben.

c) §.140 Abs. 12 hat zu lauten:

„(12) Die gemäß Abs. 7 bis 11 errechneten
monatlichen Einkommensbeträge sind bei der erst-
maligen Ermittlung mit dem Produkt der seit
1. Jänner 1974 festgesetzten Anpassungsfaktoren
(§ 45) unter Bedachtnahme auf § 47 zu vervielfa-
chen. In diesem Produkt der Anpassungsfaktoren
ist jedoch für das Kalenderjahr 1983 der festge-
setzte Anpassungsfaktor außer acht zu lassen und

für das Kalenderjahr 1984 nur der um 0,5 erhöhte
halbe für dieses Kalenderjahr festgesetzte Anpas-
sungsfaktor zu berücksichtigen. An die Stelle der so
ermittelten Beträge treten ab 1. Jänner eines jeden
Jahres die unter Bedachtnahme auf § 47 mit dem
jeweiligen Anpassungsfaktor (§ 45) vervielfachten
Beträge."

19. § 144 Abs. 2 dritter Satz hat zu lauten:
„Wird die Ausgleichszulage erst nach dem Zeit-
punkt der Erfüllung der Voraussetzungen bean-
tragt, so gebührt sie frühestens ab dem Beginn des
vor dem Tag der Antragstellung liegenden vollen
Kalendermonates."

20. Im §156 Abs. 4 ist der Ausdruck „§56
Abs. 2" durch den Ausdruck „§ 56 Abs. 3" zu erset-
zen.

21. Im § 163 letzter Satz ist der Ausdruck „§ 56
Abs. 4" durch den Ausdruck „§ 56 Abs. 5" zu erset-
zen.

22. § 173 Abs. 3 erster Satz hat zu lauten:
„Wird ein Pensionsberechtigter auf Kosten eines
Trägers der Sozialhilfe in einem Alters(Sie-
chen)heim oder Fürsorgeerziehungsheim, einer
Heil- und Pflegeanstalt für Nerven- und Geistes-
kranke, einer Trinkerheilstätte oder einer ähnlichen
Einrichtung verpflegt, so geht für die Zeit dieser
Anstaltspflege der Anspruch auf Pension (ein-
schließlich allfälliger Zulagen und Zuschläge) bis
zur Höhe der Pflegegebühren, höchstens jedoch bis
80 vH, wenn der Pensionsberechtigte aufgrund
einer gesetzlichen Verpflichtung für den Unterhalt
eines Angehörigen zu sorgen hat, bis zu 50 vH die-
ses Anspruches auf den Träger der Sozialhilfe
über."

23. § 224 hat zu lauten:

„Bundesbeitrag

§ 224. Abweichend von den Bestimmungen des
§ 31 Abs. 4 leistet der Bund in der Pensionsversi-
cherung der Bauern für das Geschäftsjahr 1984
einen Beitrag in der Höhe des Betrages, um den
100,5 vH der Aufwendungen die Erträge überstei-
gen."

Artikel II

Übergangsbestimmungen

(1) Die Bestimmungen der §§ 51 Abs. 2, 121
Abs. 1, 122 Abs. 1, 130 Abs. 1 und 136 Abs. 1 lit. c
des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes in der Fas-
sung des Art. I Z 4, 11, 12, 13 lit. a und 15 lit. a sind
nur auf Versicherungsfälle anzuwenden, in denen
der Stichtag nach dem 31. Dezember 1983 liegt.
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Die Bestimmung des § 136 Abs. 1 lit. c des Bauern-
Sozialversicherungsgesetzes in der am 31. Dezem-
ber 1983 in Geltung gestandenen Fassung ist auch
auf Hinterbliebenenpensionen anzuwenden, für die
der Stichtag nach dem 31. Dezember 1983 liegt,
wenn diese von einer Alterspension bemessen wer-
den, deren Stichtag vor dem 1. Jänner 1984 liegt.

(2) Die Bestimmungen der §§ 56 Abs. 5 und 122
Abs. 3 des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes in
der am 31. Dezember 1983 in Geltung gestandenen
Fassung sind für vor dem 1. Jänner 1984 gelegene
Zeiten des Zusammentreffens eines Pensionsan-
spruches aus der Pensionsversicherung mit
Erwerbseinkommen mit der Maßgabe weiterhin
entsprechend anzuwenden, daß die Durchführung
eines Jahresausgleiches von Amts wegen bis
31. Dezember 1985 möglich ist.

(3) Die Bestimmungen der §§ 60 Abs. 1 und 144
Abs. 2 des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes in
der Fassung des Art. I Z 7 und 19 sind nur anzu-
wenden, wenn die Antragstellung nach dem
31. Dezember 1983 erfolgt ist.

(4) Ist durch die rückwirkende Zuerkennung
oder Erhöhung einer Leistung aus einer Pensions-
versicherung ein Überbezug an Zuschlägen gemäß
§ 130 Abs. 5 und § 136 Abs. 4 des Bauern-Sozial-
versicherungsgesetzes in der am 31. Dezem-
ber 1983 in Geltung gestandenen Fassung entstan-
den, so ist dieser Überbezug gegen die Pensions-
nachzahlung aufzurechnen. Dies gilt auch dann,
wenn Anspruchsberechtigter auf die Pensionsnach-
zahlung der (die) im gemeinsamen Haushalt
lebende Ehegatte (Ehegattin) ist.

(5) Für Beitragsmonate der Pflichtversicherung
in der Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetz, dem Gewerblichen
Sozialversicherungsgesetz oder dem Bauern-
Sozialversicherungsgesetz,

a) die während des Bestandes eines Anspruches
auf Alterspension nach § 121 Abs. 1 des Bau-
ern-Sozialversicherungsgesetzes und

b) die bis zum 31. Dezember 1983 erworben
worden sind,

ist die Bestimmung des § 131 des Bauern-Sozialver-
sicherungsgesetzes in der am 31. Dezember 1983 in
Geltung gestandenen Fassung entsprechend anzu-
wenden. Ein durch das Außerkrafttreten dieser
Zuschlagsregelung entstehender Rest von weniger
als 12 Beitragsmonaten ist hiebei anteilsmäßig zu
berücksichtigen.

(6) Die Bestimmungen des § 140 Abs. 12 des
Bauern-Sozialversicherungsgesetzes in der Fassung
des Art. I Z 18 lit. c sind nur auf Versicherungsfälle
anzuwenden, in denen der Stichtag der Pension, zu
der die Ausgleichszulage gewährt werden soll, nach
dem 31. Dezember 1983 liegt. Sie gelten nicht für

Hinterbliebenenpensionen, deren Stichtag zwar
nach dem 31. Dezember 1983 liegt, die aber nach
einer Pension anfallen, deren Stichtag vor dem
1. Jänner 1984 gelegen ist.

(7) Soweit nach Abs. 6 die Bestimmungen des
§ 140 Abs. 12 des Bauern-Sozialversicherungsgeset-
zes in der Fassung des Art. I Z 18 lit. c nicht anzu-
wenden sind, ist eine Vervielfachung der Einkom-
mensbeträge unter Bedachtnahme auf § 47 des Bau-
ern-Sozialversicherungsgesetzes für das Kalender-
jahr 1984 nur mit dem um 0,5 erhöhten halben für
dieses Kalenderjahr festgesetzten Anpassungsfaktor
vorzunehmen.

(8) Soweit es sich um Anspruchsberechtigungen
und Leistungsverpflichtungen handelt, die nach
dem 31. Dezember 1983 für Zeiträume festgestellt
werden, die vor dem 1. Jänner 1984 liegen, sind für
diese Zeiträume die im Art. I Z 2, 3, 8, 9, 13 lit. b,
15 lit. b und lit. c, 16, 17, 18 lit. a und lit. b und 22
genannten Bestimmungen der §§ 26 Abs. 1 und 2,
46 Abs. 2 und 3, 62 Abs. 3, 67 Abs. 4, 130 Abs. 5,
136 Abs. 1 zweiter Satz und Abs. 4, 138, 139, 140
Abs. 4 lit. a und lit. m und 173 Abs. 3 des Bauern-
Sozialversicherungsgesetzes in der vor dem 1. Jän-
ner 1984 in Geltung gestandenen Fassung anzu-
wenden.

(9) Der Aufnahme einer selbständigen oder
unselbständigen Erwerbstätigkeit im Sinne des
§ 122 Abs. 2 des Bauern-Sozialversicherungsgeset-
zes in der Fassung des Art. I Z 12 lit. d ist ab 1. Jän-
ner 1984 eine vor diesem Zeitpunkt aufgenommene
Erwerbstätigkeit, sofern sie über den 31. Dezem-
ber 1983 andauert, gleichzusetzen.

Artikel III

Schlußbestimmungen

(1) Die am 1. Jänner 1984 in Geltung stehenden
Richtsätze nach § 141 Abs. 1 lit. a und b des Bau-
ern-Sozialversicherungsgesetzes sind um 30 S zu
erhöhen. Die sich daraus ergebende Erhöhung der
Ausgleichszulage ist von Amts wegen festzustellen.
Eine Neufeststellung der Ausgleichszulage wird
hiedurch nicht bewirkt.

(2) Die am 31. Dezember 1983 in Geltung
gestandenen Beträge des § 56 Abs. 1 und 3 des Bau-
ern-Sozialversicherungsgesetzes sind mit der für
das Kalenderjahr 1984 kundgemachten Richtzahl
nicht zu vervielfachen.

Artikel IV

Inkrafttreten

(1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit im folgen-
den nichts anderes bestimmt wird, mit 1. Jän-
ner 1984 in Kraft.
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(2) Die Bestimmungen des Art. I Z 5 lit. a, b und
d, 20 und 21 treten mit 1. April 1984 in Kraft.

(3) Die Bestimmung des Art. I Z 12 lit. a (§122
Abs. 1 lit. c des Bauern-Sozialversicherungsgeset-
zes) tritt mit Ablauf des 31. Dezember 1986 mit der
Maßgabe außer Kraft, daß sie auf Leistungsansprü-
che, die bis zu diesem Zeitpunkt entstanden sind,
weiterhin anzuwenden ist.

Artikel V

Vollziehung
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist

der Bundesminister für soziale Verwaltung betraut.

Kirchschläger

Sinowatz

593. Bundesgesetz vom 29. November 1983,
mit dem das Beamten-Kranken- und Unfall-
versicherungsgesetz geändert wird (13.
Novelle zum Beamten-Kranken- und Unfall-

versicherungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

A r t i k e l I

Das Beamten-Kranken- und Unfallversiche-
rungsgesetz, BGBl. Nr. 200/1967, in der Fassung
der Bundesgesetze BGBl. Nr. 284/1968, BGBl. Nr.
24/1969, BGBl. Nr. 388/1970, BGBl. Nr. 35/1973,
BGBl. Nr. 780/1974, BGBl. Nr. 707/1976, BGBl.
Nr. 648/1977, BGBl. Nr. 124/1978, BGBl. Nr.
280/1978, BGBl. Nr. 685/1978, BGBl. Nr.
534/1979, BGBl. Nr. 589/1980, BGBl. Nr.
285/1981, BGBl. Nr. 592/1981 und BGBl. Nr.
78/1983 wird geändert wie folgt:

1. § 36 erster Satz hat zu lauten:

„Das Ruhen von Leistungsansprüchen in der
Kranken- und Unfallversicherung wird mit dem
Tag des Eintritts des Ruhensgrundes wirksam."

2. Im § 37 Abs. 2 zweiter Satz hat der Ausdruck
„oder eines Hilflosenzuschusses" zu entfallen.

3. § 46 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Die Sonderzahlung gebührt in der Höhe der
für den Monat Mai beziehungsweise Oktober aus-
gezahlten Rente einschließlich der Zuschüsse."

A r t i k e l II

Übergangsbestimmung

Die Bestimmungen des § 37 Abs. 2 des Beamten-
Kranken- und Unfallversicherungsgesetzes in der
Fassung des Art. I Z 2 sind nur anzuwenden, wenn
die Antragstellung nach dem 31. Dezember 1983
erfolgt ist.

A r t i k e l III

Schlußbestimmungen

(1) Die Versicherungsanstalt öffentlich Bedien-
steter hat an den Ausgleichsfonds der Pensionsver-
sicherungsträger (§ 447 g des Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetzes) aus den Mitteln der von ihr
durchgeführten Krankenversicherung 150 Millio-
nen Schilling am 20. April 1984 und 150 Millionen
Schilling am 20. September 1984 zu überweisen.

(2) Abweichend von den Bestimmungen des § 22
Abs. 3 des Beamten- Kranken- und Unfallversiche-
rungsgesetzes ist für die Geschäftsjahre 1984 und
1985 zur Bestreitung der Auslagen der erweiterten
Heilbehandlung (§ 70 des Beamten-Kranken- und
Unfallversicherungsgesetzes) vom Dienstgeber kein
Zuschlag zu den Beiträgen zu entrichten.

A r t i k e l IV

Wirksamkeitsbeginn

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1984 in
Kraft.

A r t i k e l V

Vollziehung

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für soziale Verwaltung betraut.

Kirchschläger
Sinowatz


